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Text 

Weitere Unterbringung 

§ 30. (1) Wird die Unterbringung nicht spätestens mit Ablauf der festgesetzten Frist aufgehoben, so 
hat das Gericht erneut, erforderlichenfalls auch mehrmals, über die Zulässigkeit der Unterbringung zu 
entscheiden. Die Frist, für die eine weitere Unterbringung für zulässig erklärt wird, darf jeweils sechs 
Monate nicht übersteigen. 

(2) Über ein Jahr hinaus darf eine weitere Unterbringung nur für zulässig erklärt werden, wenn dies 
auf Grund der übereinstimmenden Gutachten zweier Sachverständiger (§ 19 Abs. 3), die tunlichst im 
bisherigen Verfahren noch nicht herangezogen worden sind, aus besonderen medizinischen Gründen 
erforderlich ist. In diesem Fall darf die Unterbringung jeweils für längstens ein Jahr für zulässig erklärt 
werden. 

(2a) Wurde die weitere Unterbringung bereits einmal gemäß Abs. 2 über ein Jahr hinaus für zulässig 
erklärt, so reicht für eine weitere Verlängerung der Unterbringung ein Gutachten eines Sachverständigen 
im Sinn des Abs. 2 aus. Das Recht des Kranken und seines Vertreters, nach § 22 Abs. 1 die Bestellung 
eines zweiten Sachverständigen zu verlangen, bleibt unberührt. 

(3) Der Abteilungsleiter hat spätestens vier Tage vor dem Ablauf der vom Gericht festgesetzten Frist 
dem Gericht mitzuteilen, aus welchen Gründen er die weitere Unterbringung für erforderlich hält. 

(4) Die §§ 19 bis 29 sind sinngemäß anzuwenden. 
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